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Vo n  Ja n  Ge o r g  Pl a v e c

Die neue Grundsteuer ist oft kritisiert wor-
den. Es ging  etwa um die krassen  Einzelfälle 
privater Grundstücksbesitzer, die nach der 
Reform  sehr viel mehr (oder sehr viel weni-
ger) zahlen sollten – ohne dass es dafür 
einen  ersichtlichen Grund gab. Weniger the-
matisiert wurde die hinter der Reform ste-
ckende Idee, dass Menschen, deren Heim auf 
einem kleineren Grundstück steht, entlastet 
werden. Auch die von der Regierung verspro-
chene Aufkommensneutralität – also dass 
die Kommunen im Summe ähnlich viel ein-
nehmen wie vor der Reform – hat bislang 
kaum einer bilanziert. Schließlich musste 
das  Geld erst einmal eingetrieben werden.

Nun zeigt eine Recherche unserer Zei-
tung, dass in der Region Stuttgart am Ende 
wohl  doch mehr Grundsteuer in den kom-
munalen Kassen landen dürfte als zuvor. 
Dass die  Steuererhöhung von den Bürgern 
akzeptiert wird, spricht für die Erklärleistung 
der Politiker und Verwaltungen vor Ort. Für 
viele Einzelne geht es auch nicht um Unsum-
men. Trotzdem brechen  Kämmerer und Bür-
germeister in der Region  in mehreren Fällen 
das Versprechen aus Berlin und Stuttgart.

 Ein Skandal ist das aber eher nicht. Viel-
mehr offenbart die Finanzfrage  Risse in der 
föderalen Architektur. Der verzweifelte Ap-
pell der Oberbürgermeister in der Region an 
Bund und Land verdeutlicht, dass Aufgaben 
und damit auch Einnahmen und Ausgaben 
neu sortiert werden müssen. Möglichst oh-
ne, dass jemand irgendetwas verspricht.

Zu viel
versprochen
Hausbesitzer zahlen nach der Reform 
in Summe wohl mehr Grundsteuer. 
Das ist aber  das kleinere Problem. 
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StUTTGART. Zahlreiche Gemeinden in der 
Region Stuttgart haben für die Grundsteuer 
B einen höheren Hebesatz gewählt als vom 
Finanzministerium empfohlen. Unsere Zei-
tung hat für alle 179 Kommunen den festge-
legten Hebesatz mit dem vom Finanzminis-
terium im Transparenzregister veröffent-
lichten Höchstwert verglichen. Liegt der 
Hebesatz oberhalb dieses Höchstwerts, er-
wartet das Haus von Danyal Bayaz (Grüne) 
höhere Grundsteuereinnahmen als vor der 
Reform. Unter diese Kategorie fallen  48 
Kommunen. 

130 Kommunen bewegen sich mit ihrem 
Hebesatz innerhalb des vom Ministerium er-
rechneten, aufkommensneutralen Korri-
dors. Insgesamt liegen die Gemeinden in der 
Region am obersten Rand dessen, was das Fi-
nanzministerium empfiehlt. Das deutet an, 

dass sie in der Summe 2025 mehr Grund-
steuer einnehmen als vor der Reform – der 
Gesetzgeber hatte eigentlich eine aufkom-
mensneutrale Steuerreform versprochen. 

Kommunen mit Hebesätzen, die deutlich   
über der Empfehlung des Ministeriums lie-
gen, begründen dies auf Anfrage mit finan-
ziellen Nöten und anstehenden Investitio-
nen. Ein am Montag veröffentlichter Appell 
der Oberbürgermeister in der Region an 
Bund und Land unterstreicht dies.  „Selbst in 
der Region Stuttgart können die meisten 
Kommunen aktuell keinen ausgeglichenen 
Haushalt mehr vorlegen“, heißt es darin. Zu-
sätzlich von Bund und Land übertragende 
Aufgaben seien nicht gegenfinanziert. Viele 
Kommunen in der bislang prosperierenden 
Region hätten keinen  finanziellen Hand-
lungsspielraum mehr und würden künftig 
kommunale Leistungen einschränken. 
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Grundsteuer: Hebesätze 
liegen oft über Empfehlung
Jede vierte Kommune in der Region wählt  einen höheren Hebesatz als 
empfohlen. Im Schnitt dürften die Grundsteuereinnahmen steigen. 

Gaza/Tel Aviv. Israel wird nach den Worten 
von Ministerpräsident Benjamin Netanjahu 
in den kommenden Tagen „mit voller Kraft“ 
im Gazastreifen vorrücken. „In den nächsten 
Tagen werden wir mit voller Kraft vorgehen, 
um den Einsatz abzuschließen“, sagte Ne-
tanjahu laut seinem Büro vor Reservisten. 

Zum zweiten Mal binnen eines Tages hat 
die israelische Armee ein Krankenhaus in 
Chan Junis  angegriffen. Die israelische Ar-
mee schrieb, es handele sich um einen „prä-
zisen Angriff auf Hamas-Terroristen in 
einem Kommando- und Kontrollzentrum“. 
Nach unbestätigten israelischen Medienbe-
richten galt der Angriff Mohammed al-Sin-
war. Er ist der jüngere Bruder des im vergan-
genen Jahr getöteten Hamas-Chefs Jihia al-
Sinwar und gilt als neuer starker Mann in der 
islamistischen Miliz. AFP/dpa 

Netanjahu: 
„Mit voller Kraft“ 
im Gazastreifen
Israel kündigt die Zerstörung der 
Hamas an und greift ein weiteres 
Krankenhaus in Gaza an.

Stuttgart. Mit neuen Geschäftsfeldern 
will die Stuttgarter Konzertdirektion SKS 
Russ die sinkende Nachfrage nach klassi-
scher Musik ausgleichen – etwa  mit Erleb-
nisausstellungen wie jener über die „Tita-
nic“, die   200 000  Besucher anzog. Seniorchef 
Michael  Russ drängt zudem auf den  Neubau 
eines  Konzerthauses in Stuttgart, auch die 
Schleyerhalle müsse rasch  ersetzt werden. 
Stuttgart drohe für internationale Stars un-
interessant zu werden, so Russ. nja/nbf

Veranstalter Russ 
fordert neue Hallen

Stuttgart. Die Beamtenvertreter sind em-
pört – die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Selbstständigenverbände zeigt sich dialog-
bereit. So kontrovers fallen die Reaktionen 
auf den Vorstoß von Bundesarbeitsministe-
rin Bärbel Bas (SPD) aus, die mit der Einbe-
ziehung von Beamten und Selbstständigen  
für eine breitere Basis an Einzahlenden in die 
gesetzliche Rentenversicherung sorgen will.

 „Eine Altersvorsorgepflicht wird von vie-
len Selbstständigen nicht grundsätzlich ab-
gelehnt“, sagte  Jörn Freynick, Generalsekre-
tär der Bundesarbeitsgemeinschaft. Zuerst 
brauche es eine Gesamtstrategie. Auch die 
Präsidentin der Deutschen Rentenversiche-
rung Bund, Gundula Roßbach, ist für eine zü-
gige Einbindung der Selbstständigen. ms

Rente: Selbstständige 
gesprächsbereit
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Tamm. Am Montagabend ist ein 23-Jähriger 
in Tamm (Kreis Ludwigsburg) von einem un-
bekannten Täter angeschossen und dabei 
schwer verletzt worden. Nach Recherchen 
unserer Zeitung handelt es sich nicht um 
einen Einzelfall, sondern um eine weitere 
Tat  in einer Serie von Delikten, zu der auch 
ein Brandanschlag auf ein Fahrzeug und ein 
Angriff in Ludwigsburg Ende April gehören. 

Die Polizei bestätigt diesen Zusammen-
hang derzeit nicht. Laut zwei unabhängigen 
Quellen stehen hinter den Angriffen wohl 
zwei Sicherheitsunternehmen – eines davon 
soll den Konkurrenzkampf um Aufträge mit 
Waffengewalt austragen. Eine eingerichtete 
Sonderkommission ermittelt wegen eines 
versuchten Tötungsdelikts. Der Täter befin-
det sich weiterhin auf der Flucht. ask

Angriff in Tamm 
ist wohl Teil einer 
Schuss-Serie 
Im Kreis Ludwigsburg wird ein 
23-Jähriger durch Schüsse schwer 
verletzt. Der Täter ist auf der Flucht.

Stuttgart. Bundesinnenminister Alexan-
der Dobrindt (CSU) hat den Verein „König-
reich Deutschland“  verboten.  Die Gruppe 
gilt als größte im Bereich der Reichsbürger- 
und Selbstverwalterszene. Ihr sollen bun-
desweit rund 1000 Menschen angehören. 
Gleichzeitig hat es Razzien in sieben Bun-
desländern gegeben. Dabei wurden vier 
Männer festgenommen. Es soll sich um die 
führenden Köpfe handeln. Auch in Main-
hardt (Landkreis Schwäbisch Hall) wurde ein 
Haus durchsucht. In Baden-Württemberg 
rechnet der Verfassungsschutz der Gruppe 
eine dreistellige Zahl an Anhängern zu.

Die Mitglieder des Vereins leugnen die 
Existenz der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie sollen einen Parallelstaat mit eigenen 
Gesetzen angestrebt haben. jbo

Innenminister 
geht gegen 
Reichsbürger vor
Der Verein „Königreich Deutschland“ 
wird verboten. Parallel gibt es Razzien 
– auch in Baden-Württemberg.

Sollte Russland einen 
Nato-Partner angreifen, 

könnte auch der Südwesten 
zur Drehscheibe von Truppen 

werden.  Foto: dpa/Jan Woitas
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Stuttgart. Trotz des Angriffskriegs in der 
Ukraine hält fast die Hälfte der Baden-
Württemberger es für eher oder sehr un-
wahrscheinlich, dass Deutschland in einen 
Krieg verwickelt wird. Das ist das Ergebnis 
des aktuellen BaWü-Checks, einer Umfra-
ge des Instituts für Demoskopie in Allens-
bach im Auftrag der baden-württembergi-
schen Tageszeitungen. 39 Prozent halten 
das für sehr oder eher wahrscheinlich. 

Dabei ist Deutschland längst Ziel russi-
scher Attacken geworden, wie der Kom-
mandeur des Landeskommandos Baden-
Württemberg der Bundeswehr, Michael 
Giss, seit einigen Monaten warnt. „Die 
hybride Angriffsphase Russlands läuft, und 
das schon länger“, sagte er schon Anfang 
des Jahres unserer Zeitung. Auch Innenmi-
nister Thomas Strobl betonte vor wenigen 
Wochen: „Wir müssen uns so konkret wie 
seit Jahrzehnten nicht mehr auf den Ernst-
fall vorbereiten.“ Die Landesregierung 
nahm Anfang April Gespräche mit Kom-
munen und Landkreisen auf, die für den zi-
vilen Teil der deutschen Verteidigungs-

strategie zuständig sind. Die Szenarien der 
Nato gehen eher davon aus, dass Russland 
Staaten des Militärbündnisses im Osten 
angreifen wird. Deutschland würde dann 
zur Drehscheibe für Truppentransporte 
und Nachschub. 

Das könnte erklären, warum dreiviertel 
der Befragten sich nach wie vor sicher oder 
sehr sicher fühlen, obwohl gleichzeitig 
mehr als die Hälfte der Befragten glaubt, 
Baden-Württemberg sei weniger oder gar 
nicht gut auf Krisen oder Katastrophen 
vorbereitet. Unter den Sorgen, die die Men-
schen umtreiben, rangieren militärische 
Konflikte auf Platz fünf, hinter Themen wie 
der Inflation und der  wirtschaftlichen La-
ge. Käme es zu einem militärischen Angriff 
auf Deutschland, wäre jeder Vierte  bereit, 
zur Waffe zu greifen. Etwa die Hälfte der 
Befragten wären nicht dazu bereit.

Zugleich blickt der Südwesten so opti-
mistisch in die Zukunft wie seit fast zwei 
Jahren nicht mehr. 35 Prozent sehen dem 
kommenden Jahr  mit Hoffnungen ent-
gegen. 30 Prozent sind sehr besorgt, weite-
re 25 Prozent  skeptisch. 
Leitartikel

Jeder Zweite im Land  
rechnet nicht mit Krieg 

BaWü-Check Russland greift die Ukraine weiter an, dennoch fühlen sich die meisten Menschen
 im Südwesten sicher, wie eine Umfrage baden-württembergischer Tageszeitungen zeigt.

Paris. Schauspielstar Gérard Depardieu will 
laut seinem Anwalt gegen seine Verurtei-
lung wegen sexueller Übergriffe vorgehen.  
Das Strafgericht in Paris hatte eine 18-mo-
natige Haftstrafe gegen den 76-Jährigen ver-
hängt, die  zur Bewährung ausgesetzt ist. De-
pardieu,  bei der Urteilsverkündung nicht an-
wesend, hatte die Vorwürfe  bestritten. 

Es  ging es um Vorwürfe sexueller Belästi-
gung bei Dreharbeiten zum Film „Les volets 
verts“ (Die grünen Fensterläden), eine Deko-
rateurin und eine Regieassistentin  beschul-
digen Depardieu, sie an  Brüsten und Po be-
grapscht zu haben. Das Gericht sprach ihn  in 
beiden Fällen schuldig. Depardieu sieht sich 
als Opfer falscher Anschuldigungen. Er gab  
zu, eine der Frauen an der Hüfte berührt zu 
haben –   ohne sexuellen Hintergrund. dpa

Depardieu wegen 
Übergriffen 
verurteilt
Ein Gericht spricht den Schauspieler 
wegen sexueller Übergriffe am Filmset 
schuldig – der will Berufung einlegen. 

Minderheit erwartet Krieg

Grafik: Locke Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6184/V
Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre
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Für wie wahrscheinlich halten Sie es,
dass Deutschland in den nächsten Jahren
in einen Krieg verwickelt wird?


